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jedermanns Einsicht ausgelegt wird, sowie innerhalb 
welcher Zeit und in welcher Weise Einspruch gegen 
die Wählerliste erhoben werden kann. Vor der Ein­
tragung jedes einzelnen Bürgers ist dessen Wahlrecht 
genau zu prüfen.

§ 29
(1) Jeder Wahlberechtigte, der die Wählerliste für un­

richtig oder unvollständig hält oder davon Kenntnis er­
hält, daß die Voraussetzungen der Wahlberechtigung bei 
einem in der Wählerliste eingetragenen Bürger nicht 
oder nicht mehr vorliegen, hat dies dem Wahlleiter un­
verzüglich anzuzeigen.

(2) Stellt der Wahlleiter fest, daß die Wählerliste un­
richtig oder unvollständig ist, so hat er diese ent­
sprechend zu berichtigen. Soll dabei ein Bürger in der 
Wählerliste gestrichen werden, so ist diesem vorher Ge­
legenheit zur Äußerung zu geben. Von einer etwaigen 
Streichung in der Wählerliste ist ei unverzüglich zu be­
nachrichtigen.

§ 30
(1) Gegen jede Änderung der Wählerliste durch den 

Wahlieiter steht dem Betroffenen der Einspruch an den 
Wahlausschuß zu.

(2) Der Einspruch an den Wahlausschuß gegen die 
Entscheidung des Wahlleiters steht auch dem zu, der 
dem Wahlleiter eine Mitteilung nach § 29 Abs. 1 ge­
macht hat, wenn der Wahlleiter die entsprechende Be­
richtigung der Wählerliste abgelehnt hat.

§ 31
Im Falle einer Berichtigung der Wählerliste sind die 

Gründe in Spalte „Bemerkungen“ einzutragen; Ergän­
zungen sind im Nachtrag zur Wählerliste aufzunehmen.

§ 32
(1) Die Wählerliste ist vom Wahlleiter abzuschließen. 

Hierbei hat er zu bescheinigen, wie lange die Wähler­
liste ausgelegen hat und wieviele wahlberechtigte Bür­
ger eingetragen sind.

(2) Der Wahlleiter hat die Wählerliste rechtzeitig dem 
Wahlvorstand zu übersenden.

(3) Falls noch Entscheidungen über vorgelegte Ein­
sprüche ausstehen, müssen die Entscheidungen den Be­
teiligten so rechtzeitig zugestellt werden, daß über ihre 
Wahlberechtigung eine besondere Bescheinigung (Wahl­
schein) ausgestellt werden kann.

X - 
Wahlvorstand

§ 33
(1) Für jeden Wahlbezirk wird ein Wahlvorstand ge­

bildet. Er besteht aus dem Wahlvorsteher, seinem Stell­
vertreter, mindestens drei Beisitzern und dem im Wahl­
vorstand nicht stimmberechtigten Schriftführer.

(2) Für jeden Beisitzer und dgn Schriftführer ist ein 
Vertreter zu bestellen, der im Falle des Ausscheidens 
oder der Behinderung des Beisitzers bzw. Schriftführers 
für diesen einzutreten hat. §

§ 34
(1) Der Wahlvorstand tritt auf Einladung durch den 

Wahlvorsteher am Wahltag zu Beginn der Wahlhand­
lung im Wahlraum zusammen.

(2) Der Wahlvorstand führt die Wahlhandlung im 
Wahlbezirk durch und stellt das Wahlergebnis fest.

(3) Der Wahlvorstand ist bei Anwesenheit von min­
destens drei Mitgliedern, unter denen sich stets der 
Wahlvorsteher oder sein Stellvertreter befinden muß, 
beschlußfähig. Er beschließt mit einfacher Stimmen­
mehrheit. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme 
des Vorsitzenden.

XI
Wahlhandlung

§ 35
Die Wahlhandlung ist öffentlich; die Wahlzeit dauert 

in der Regel von 8 bis 20 Uhr.

§ 36
(1) Der Wahlvorsteher leitet die Wahl.

(2) Die Wahlhandlung wird damit eröffnet, daß der 
Wahlvorsteher seinen Vertreter, die Beisitzer und den 
Schriftführer durch Handschlag verpflichtet und so den 
Wahlvorstand bildet.

(3) Ist der Wahlvorstand bei Beginn der Wahlhand­
lung nicht beschlußfähig, so ernennt der Wahlvorsteher 
die zur Beschlußfähigkeit erforderlichen Mitglieder aus 
erschienenen ЛѴаЫегп.

(4) Der Wahlvorsteher und der Schriftführer dürfen 
sich während der Wahlhandlung nicht gleichzeitig ent­
fernen. Verläßt einer von ihnen vorübergehend den 
Wahlraum, so ist mit dessen Vertretung sein Stellver­
treter zu beauftragen.

§ 37
(1) Vor Beginn der Wahlhandlung hat sich der Wahl­

vorstand im Beisein von Wählern davon zu überzeugen, 
daß die Wahlurne leer ist. Die Wahlurne wird ge­
schlossen und versiegelt; sie darf bis zum Abschluß der 
Wahlhandlung nicht geöffnet werden.

(2) Zur Stimmabgabe dürfen nur die amtlich her- 
gestellten, im Wahlraum ausgegebenen Stimmzettel be­
nutzt werden.

(3) Der Wähler hat das Recht, auf dem Stimmzettel 
Veränderungen vorzunehmen.

§ 38
(1) Zutritt zum Wahlraum hat jeder Wähler.
(2) Der Wahlvorstand kann jeden aus dem Wahlraum 

verweisen, der die Ordnung der Wahlhandlung stört.

§ 39
(1) Der Wahlvorstand stellt die Wahlberechtigung des 

Wählers fest. Der Wahlberechtigte nennt dem Wahlvor­
stand seinen Namen sowie seine Wohnung und weist 
sich durch den Personalausweis der Deutschen Demo­
kratischen Republik oder eine entsprechende andere 
amtliche Urkunde zur Person aus. Nach Feststellung 
seiner Wahlberechtigung nimmt der Wähler die Wahl 
vor, indem er den Stimmzettel selbst in die Wahlurne 
hineinwirft.

(2) Inhaber von Wahlscheinen übergeben den Wahl­
schein dem Wahlvorsteher. Entstehen Zweifel über die 
Echtheit oder den rechtmäßigen Besitz des Wahl­
scheines, so hat der Wahlvorstand über die Zulassung 
oder Abweisung des Wählers Beschluß zu fassen. Der 
Vorgang ist in die Wahlniederschrift aufzunehmen.


